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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Schoppe und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
— Drucksache 1 1 /5006 — 


Rechtsfolgen der Ehe 


Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 9. August 
1989-1 a2 b 3460/1 1 - 11 0998/89 - die Kleine Anfrage im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister des Innern, dem Bundes- 
minister der Finanzen, dem Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung, dem Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit und dem Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau namens der Bundesregierung wie folgt 
beantwortet: 


In den §§ 1353 bis 1587 BGB wird das Rechtsinstitut der Ehe geregelt. 

1. In welchen Gesetzen und welchen Paragraphen des Bürgerlichen 
Gesetzesbuches außerhalb der §§ 1353 bis 1590 BGB wird auf die 
Existenz des Rechtsinstitutes Ehe direkt oder indirekt Bezug ge- 
nommen? 

2. Welche weiteren Rechtsfolgen (außer den oben erwähnten Bestim- 
mungen) sind somit an die Ehe, insbesondere in der Rechtsstellung 
der Ehegatten gegenüber dem Staat oder sonstigen Dritten, ge- 
knüpft? 


Nach dem Juris-Wörterverzeichnis zum Bürgerüchen Gesetzbuch 
wird der Begriff „Ehe“ im BGB außerhalb der §§ 1353 bis 1590 in 
33 Paragraphen verwendet, insbesondere im Verlöbnisrecht, im 
Recht der eheüchen Abstammung, im Unterhaltsrecht, im Recht 
der Annahme als Kind und der Ehelicherklärung sowie im Erb- 
recht. Eine indirekte Bezugnahme auf die Ehe enthalten die 
Begriffe „Ehegatte“ und „Ehegatten“. Der Begriff „Ehegatte" 
findet sich nach dem genannten Wörterverzeichnis im BGB außer- 
halb des §§ 1353 bis 1590 weit über lOOmal, der Begriff „Ehegat- 
ten“ nahezu 200mal. 

In gesetzüchen Vorschriften (Gesetzen und Rechtsverordnungen) 
außerhalb des Bürgerlichen Gesetzbuchs wird der Begriff der Ehe 



Drucksache 11/5062 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


aufgrund eines Nachweises des Juris’-Informationssystems 330mal 
und der des Ehegatten 756 mal verwendet, wobei in diesen An- 
gaben anders als in den Angaben aus dem BGB-Wörterverzeich- 
nis die Begriffe nur einmal gezählt sind, auch wenn sie in einer 
bestimmten Norm mehrmals auftauchen. Eine Einzelbenennung 
dieser Vorschriften kann die Bundesregierung in einem Ausdruck 
des Juris-Informationssystems zur Verfügung stellen. Die sich aus 
diesen Vorschriften ergebenden Rechtsfolgen lassen sich im Rah- 
men der Beantwortung einer kleinen Anfrage nicht darstellen. Sie 
sind aus den genannten Vorschriften ersichthch und in ihren Ein- 
zelheiten in Lehrbüchern und Kommentaren zum BGB nachge- 
wiesen. 


3. a) Bei welchen dieser Rechtsfolgen wurden diese Regelungen auch 
auf nichteheliche Lebensgemeinschaften übertragen (z. B. Subsi- 
diarität im Sozialrecht)? 


Nur in wenigen Vorschriften werden Rechtsfolgen der Ehe aus- 
drücklich auch auf nichtehehche Lebensgemeinschaften ange- 
wendet. § 122 Bundessozialhilfegesetz sieht vor, daß Personen, 
die in eheähnlicher Gemeinschaft leben, hinsichtlich der Voraus- 
setzungen sowie des Umfangs der Sozialhilfe nicht bessergestellt 
werden dürfen als Ehegatten. § 137 Abs. 2 a Arbeitsförderungsge- 
setz bestimmt, daß Einkommen und Vermögen einer Person, die 
mit dem Arbeitslosen in eheähnlicher Gemeinschaft lebt, wie das 
Einkommen und Vermögen eines nicht dauernd getrenntleben- 
den Ehegatten zu berücksichtigen ist. Nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 
Wohngeldgesetz wird Wohngeld nicht gewährt, soweit ein An- 
tragsberechtigter, der mit Personen, die keine Famihenmitglieder 
im Sinne des §4 sind, eine Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft 
führt, bessergestellt wäre als im Rahmen eines Familienhaushalts 
entsprechender Größe. 

Über Sinn und Zweck des § 122 BSHG sowie des § 18 Abs. 2 Nr. 2 
WoGG hat die Bundesregierung sich bereits in ihrer Antwort auf 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Oesterle- Schwerin 
und der Fraktion DIE GRÜNEN (Drucksache 11/1834) geäußert 
(vgl. Drucksache 11/2044, S. 11 bis 13). Entsprechendes gilt für 
§ 137 Abs. 2 a AFG. 


b) Bei welchen Rechtsfolgen hält die Bundesregierung dies für 
denkbar? 

c) Bei welchen Rechtsfolgen lehnt die Bundesregierung die Über- 
tragung der Rechtsfolgen auf schwule, lesbische und hetero- 
sexuelle nichteheliche Lebensgemeinschaften ab? Wie begrün- 
det sie dies jeweils? 


Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, das Zusammenleben in 
nichtehelicher Lebensgemeinschaft mit den Rechtsfolgen der Ehe 
auszustatten. Ob dieses Zusammenleben die Schaffung zusätz- 
hcher, das Rechtsinstitut der Ehe unberührt lassender gesetzlicher 
Regelungen verlangt, kann nur aus der jeweihgen Gesetzesmate- 
rie heraus beurteilt werden. Zu bestimmten, in diesem Zusam- 
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menhang auftauchenden Einzelfragen wird in der Antwort der 
Bundesregierung zu Frage 3 der Kleinen Anfrage, Drucksache 
11/5012, Stellung genommen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt allerdings, die Situation der 
Kinder nicht miteinander verheirateter Eltern weiter zu verbes- 
sern. Der Bundesminister der Justiz hat vorgeschlagen, in einem 
ersten Schritt das Umgangsrecht zwischen dem Vater und seinem 
nichtehelichen Kind behutsam zu erweitern. Außerdem ist in Aus- 
sicht genommen, das nichteheliche Kinder betreffende Sorge-, 
Unterhalts- und Erbrecht zu überprüfen. Diese Prüfung wird sich 
allerdings nicht auf Kinder beschränken, deren Eltern in einer 
nichtehelichen Lebensgemeinschaft zusammengelebt haben; sie 
wird vielmehr alle nichtehelichen Kinder in ihre Überlegungen 
einbeziehen. 
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